
Entscheidungen Zivilrecht 

Einheit von Hardware und Betriebssystem 
LG Aachen, Urteil vom 2. Juli 1986 (40 116/86) 
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Tatbestand 
„Unter dem 25. 7. 1985 erteilte der Kläger der Be­

klagten den Auftrag zur Lieferung" eines Mikrocompu­
ters. „In dem Auftragsformular sind die einzelnen zu 
liefernden Gegenstände unter ihrer Artikelbezeich­
nung in den Positionen 1) bis 3) mit einem jeweiligen 
Einzelpreis aufgeführt. Unter Position 4) des Auftrages 
ist ein bestimmtes Betriebssystem mit der Artikelbe­
zeichnung ,CP/M - 68 k* aufgeführt; ein besonderter 
Preis ist hierfür nicht ausgewiesen, es ist vielmehr der 
Zusatz ,ohne Berechnung* hinzugefügt. Der Auftrag 
schließt mit einem Gesamtpreis in Höhe von 12 733,80 
D M einschließlich Mehrwertsteuer ab." 

Der Kläger erklärte nach ordnungsgemäßer Nach­
fristsetzung den Rücktritt, weil das Betriebssystem 
nicht geliefert worden sei, und klagte auf Rückzahlung 
des Kaufpreises. 

Die Beklagte macht geltend: Das Betriebssystem sei 
überhaupt nicht in Rechnung gestellt worden; es han­
dele sich um eine Zugabe, ohne die das Restsystem 
ohne weiteres funktionsfähig sei. 

Entscheidungsgründe 

„Die Klage ist begründet. ... gemäß § 326 Abs. 3 
BGB in Verbindung mit den §§ 325 Abs. 1 Satz 2, 346, 
348 BGB weil die Beklagte mit der Lieferung des 
bestellten Betriebssystems CP/M — 68 k, die eine ihr 
obliegende Hauptleistungspflicht darstellt, in Verzug 
geraten ist. Leistungsgegenstand des zwischen den Par­
teien abgeschlossenen Kaufvertrages vom 25. 7. 1985 
über eine Computeranlage war nämlich nicht nur die 
näher bezeichnete und inzwischen bereits gelieferte so­
genannte Hardware, sondern auch das im Auftragsfor­
mular unter Position 4) genannte Betriebssystem 

CP/M — 68 k. Der Umstand, daß die Lieferung des Be­
triebssystems ,ohne Berechnung* erfolgen sollte und 
hierfür auch kein Einzelpreis ausgeworfen war, läßt 
nicht den Schluß zu, daß das Betriebssystem nicht Lei­
stungsgegenstand und Teil der seitens der Beklagten 
geschuldeten Hauptleistungsverpflichtungen war. Hier 
ist vielmehr unter 25. 7. 1985 ein einheitlicher Auftrag 
erteilt worden, der Hardware und ein bestimmtes Be­
triebssystem als Software umfaßt und der mit einem 
bestimmten Anschaffungspreis für die gesamte Anlage 
als Endbetrag abschließt. Er findet sodann in der Rech­
nung vom 29. 7. 1985 die genaue Entsprechung. Unter 
diesen Umständen ist davon auszugehen, daß Gegen­
stand des Auftrages das komplette Computersystem 
einschließlich des genannten Betriebssystems war und 
der Kläger auch betreffend das letztere einen A n ­
spruch auf Lieferung hatte. Mi t der Lieferung des ge­
schuldeten Betriebssystems ist die Beklagte in Verzug 
geraten. ... Auch wenn das genannte Betriebssystem 
bei Auftragserteilung am 25. 7. 1985 noch nicht sofort, 
sondern unstreitig erst später geliefert werden sollte, so 
bedeutete dies nicht, daß die Beklagte den Lieferzeit­
punkt unbegrenzt hinauszögern durfte, ohne ihrerseits 
nähere Lieferangaben zu machen. Daß der Verzug auf 
einem Umstand beruht, den sie nicht zu vertreten hat, 
hat die Beklagte weder substantiiert dargelegt noch gar 
unter Beweis gestellt. Sie kann sich in diesem Zusam­
menhang im Vertragsverhältnis mit dem Kläger nicht 
auf Lieferschwierigkeiten ihrer Vorlieferanten berufen, 
da sie das Rechtsverhältnis mit dem Kläger nicht be­
treffen. Die Beklagte hat sich durch die Annahme des 
Auftrages zur Lieferung des näher bezeichneten Be­
triebssystems zur Beschaffung des entsprechenden Tei­
les verpflichtet und muß dafür entsprechend der Rege­
lung des § 279 BGB einstehen. 

Durch den erklärten Rücktritt des Klägers ist nicht 
nur die Lieferung des bestellten Betriebssystems hinfäl­
lig geworden. Vielmehr ist auch der Auftrag hinsicht­
lich der gesamten — bereits gelieferten — Computer­
anlage in ein Rückgewährschuldverhältnis umgewan­
delt worden, weil insoweit ein einheitliches Rechtsge­
schäft vorliegt. Eine Auslegung nach den §§ 133 157 
BGB ergibt hier nämlich, daß die gelieferte Hardware 
und das bestellte Betriebssystem einen auch im 
Rechtssinne einheitlichen Anschaffungsgegenstand 
bilden, obwohl letzteres ohne Berechnung geliefert 
werden sollte. Für die Annahme eines einheitlichen 
Rechtsgeschäftes im Sinne des § 139 BGB genügt inso­
weit der mit Rücksicht auf die Verkehrssitte zu ermit­
telnde Einheitlichkeitswille auch nur einer Partei, 
wenn er für die andere erkennbar war und von ihr ge­
billigt oder mindestens hingenommen worden ist (vgl. 
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BGH M D R 1977, 127 f.; BGH M D R 1966, 749). Bei 
Aufnahme in einer Urkunde — wie hier — besteht 
hierbei bereits eine tatsächliche Vermutung für einen 
Einheitlichkeitswillen (vgl. nur BGHZ 54, 71, 72; BGH 
NJW 1976, 1931, 1932). Ein maßgebendes Indiz für 
das Vorliegen des entscheidenden Parteiwillens zur 
Einheitlichkeit ist ferner ein tatsächlicher und wirt­
schaftlicher Zusammenhang, der hier mit Rücksicht 
auf die wichtige Funktion, die einem bestimmten Be­
triebssystem innerhalb einer Computeranlage zu­
kommt, gegeben ist. Eine Datenverarbeitungsanlage 
besteht nämlich neben den schon erwähnten Hard­
warekomponenten — das ist der eigentliche Compu­
ter, die Leitungen, Widerstände, Kondensatoren und 
dergleichen — aus den sogenannten Softwarekompo­
nenten, die sich aus den Anwendungsprogrammen 
und dem Betriebssystem zusammensetzen. Während 
die Anwendungsprogramme die aus den Zielen des 
Anwenders abgeleiteten Datenverarbeitungsaufgaben, 
wie etwa Textverarbeitung oder Finanzbuchhaltung, 
betreffen, versteht man unter dem letztgenannten Be­
triebssystem ein Bündel von Programmen, denen ne­
ben der Steuerung des Betriebsablaufes die Optimie­
rung des Zusammenwirkens aller Komponenten eines 
Datenverarbeitungssystems obliegt. Das Vorhanden­
sein eines bestimmten Betriebssystems ist hiernach das 
entscheidende Bindeglied, um den Computer — die 
eigentliche Hardware — instand zu setzen, die gewähl­
ten Anwendungsprogramme überhaupt ausführen zu 
können; es dient dazu, den Betrieb des Computers 
überhaupt zu ermöglichen und zu regeln sowie die Zu­
sammenarbeit der verschiedenen Teile zu ermöglichen 
und zu koordinieren. Für einen auch im Rechtssinne 
einheitlichen Anschaffungsgegenstand spricht schließ­
lich auch der Umstand, daß Hardware und Software 
zur Bewältigung bestimmter Aufgaben aufeinander ab­

gestimmt sind; sie bilden unabhängig von der Frage ih­
rer Preisberechnung im einzelnen bei gemeinsamer 
Bestellung Teile eines Gesamtgeschäftes. Die Lieferung 
eines funktionierenden problemlösenden Betriebssy­
stems kann im vorliegenden Fall als Geschäftsgrund­
lage für die Lieferung der Computeranlage angesehen 
werden mit der Folge, daß ein Verzug mit der Liefe­
rung des bestellten Betriebssystems in seinen Auswir­
kungen auch Verzug betreffend die gesamte Compu­
teranlage begründet. Dies war auch für die Beklagte als 
die Lieferantin einer solchen Anlage ohne weiteres er­
kennbar. 

Hat nach alledem die Beklagte mit der Lieferung der 
Computeranlage ohne das bestellte Betriebssystem die 
ihr obliegende Leistung nur teilweise erfüllt, so ver­
weist § 326 Abs. 1 Satz 3 BGB für diesen Fall auf § 325 
Abs. 1 Satz 2 BGB. Nach dieser Vorschrift in Verbin­
dung mit § 346 BGB kann der Käufer den Rücktritt 
vom Vertrag wegen Nichterfüllung der ganzen Ver­
bindlichkeit verlangen, wenn die teilweise Vertragser­
füllung für ihn kein Interesse hat. Letzteres ist mit 
Rücksicht auf die dargelegte wichtige Funktion des Be­
triebssystems innerhalb einer Computeranlage ohne 
weiteres zu bejahen " 

Anmerkung 

Vergleicht man das in diesem Heft abgedruckte Ur­
teil des BGH mit dem des LG Aachen, so scheint mir 
das LG Aachen die sauberere Arbeit geleistet zu ha­
ben: Die Aufnahme mehrerer Leistungen in eine Ur­
kunde ist nun einmal ein Indiz für die Zusammenge­
hörigkeit der Leistungen. Anhaltspunkte für seine W i ­
derlegung lagen hier nicht vor. Der Umfang der Lö­
sung vom Vertrag richtet sich nach dem in § 325 1.2 
BGB enthaltenen Rechtsgrundsatz. (ch. z.) 
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EDV-Ausbildung an der Juristischen Fakultät 
der Universität Konstanz 
Ausbildungskonzept, Erfahrungen und 
Perspektiven 
Wolfgang Heinz* 

I. Zielsetzung des 
Ausbildungskonzepts 

Seit Sommersemester 1986 wird an der Juristischen 
Fakultät der Universität Konstanz die erste Stufe einer 
breiten und alle juristisch relevanten Bereiche abdek-
kenden EDV-Ausbildung für Juristen durchgeführt, 
durch die die Jura-Studenten an den gegenwärtigen In­
dustrie-Standard von Hard- und Software herangeführt 
werden sollen. Ziel dieses Modells ist es, dem Studenten 

Grundkenntnisse von Methoden und Instrumenten mo­
derner Informationstechniken zu vermitteln, die mit die­
sen Systemen zusammenhängenden Rechtsprobleme sowie 
die Beziehungen zwischen Recht und Informationstech­
nik wissenschaftlich zu behandeln und die Anwendung 
dieser Systeme einzuüben. Dies soll in mehreren Stufen 
geschehen, und zwar entsprechend dem fortschreiten­
den Stand der juristischen Fähigkeiten und Fertigkei­
ten der Studierenden. Durch das Modell sollen Juristen 
mit informationstechnischen Systemen an ausgewähl-
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